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Text 

Prüfung der Kreditwürdigkeit des Verbrauchers 

§ 9. (1) Vor Abschluss eines Kreditvertrags hat der Kreditgeber eine eingehende Prüfung der 
Kreditwürdigkeit des Verbrauchers vorzunehmen. Bei der Kreditwürdigkeitsprüfung sind die Faktoren, 
die für die Prüfung der Aussichten relevant sind, dass der Verbraucher seinen Verpflichtungen aus dem 
Kreditvertrag nachkommt, in angemessener Form zu berücksichtigen. 

(2) Die Kreditwürdigkeitsprüfung ist auf der Grundlage notwendiger, ausreichender und 
angemessener Informationen zu Einkommen, Ausgaben sowie anderen finanziellen und wirtschaftlichen 
Umständen des Verbrauchers vorzunehmen. Der Kreditgeber hat die Informationen aus einschlägigen 
internen oder externen Quellen zu ermitteln, einschließlich des Verbrauchers. Die Informationen müssen 
auch die Auskünfte einschließen, die dem Kreditvermittler im Zuge des Kreditantragsverfahrens erteilt 
wurden. Die Informationen sind in angemessener Weise zu überprüfen, erforderlichenfalls auch durch 
Einsichtnahme in unabhängig nachprüfbare Unterlagen. Der Kreditvermittler hat dem Kreditgeber die 
vom Verbraucher erhaltenen erforderlichen Angaben korrekt vorzulegen, damit die 
Kreditwürdigkeitsprüfung durchgeführt werden kann. 

(3) Die Kreditwürdigkeitsprüfung darf sich nicht hauptsächlich darauf stützen, dass der Wert der 
unbeweglichen Sache oder des Superädifikats (der Sache) den Kreditbetrag übersteigt, oder auf die 
Annahme, dass der Wert der Sache zunimmt, es sei denn, der Kreditvertrag dient zum Bau oder zur 
Renovierung der Sache. 
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(4) Die Verfahren und Angaben, auf die sich die Bewertung stützt, hat der Kreditgeber festzulegen, 
zu dokumentieren und aufzubewahren. 

(5) Der Kreditgeber darf dem Verbraucher den Kredit nur gewähren, wenn aus der 
Kreditwürdigkeitsprüfung hervorgeht, dass es wahrscheinlich ist, dass die Verpflichtungen im 
Zusammenhang mit dem Kreditvertrag in der gemäß diesem Vertrag vorgeschriebenen Weise erfüllt 
werden. 

(6) Vor einer deutlichen Erhöhung des Gesamtkreditbetrags nach dem Abschluss des Kreditvertrags 
hat der Kreditgeber die Kreditwürdigkeit des Verbrauchers auf der Grundlage von aktualisierten Angaben 
erneut zu prüfen, es sei denn, ein derartiger zusätzlicher Kredit war bereits im Rahmen der ursprünglichen 
Kreditwürdigkeitsprüfung vorgesehen und enthalten. 

(7) Wird ein Kreditantrag abgelehnt, so hat der Kreditgeber den Verbraucher unverzüglich über die 
Ablehnung zu unterrichten und gegebenenfalls darüber, dass die Entscheidung auf einer automatisierten 
Verarbeitung von Daten beruht. Beruht die Ablehnung auf dem Ergebnis einer Datenbankabfrage, so hat 
der Kreditgeber den Verbraucher über das Ergebnis dieser Abfrage und über die Einzelheiten der 
betreffenden Datenbank zu unterrichten. 

(8) Ein von einem Kreditgeber mit einem Verbraucher abgeschlossener Kreditvertrag kann vom 
Kreditgeber nicht nachträglich mit der Begründung aufgehoben, beendet oder zum Nachteil des 
Verbrauchers geändert werden, dass die Prüfung der Kreditwürdigkeit nicht ordnungsgemäß durchgeführt 
wurde oder die vor Abschluss des Kreditvertrags vom Verbraucher erhaltenen Angaben unvollständig 
waren, es sei denn, der Verbraucher hat Informationen im Sinn des Abs. 2 wissentlich vorenthalten oder 
gefälscht. 

(9) Die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl. Nr. L 119 vom 4.5.2016 S. 1, in der Fassung der 
Berichtigung ABl. Nr. L 127 vom 23.5.2018 S. 2, bleiben unberührt. 
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